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So nahe an branchen- und gewerkschaftsübergreifenden gemeinsamen Streiks – nicht nur
Warnstreiks – wie jetzt waren wir seit Gründung der sogenannten Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di noch nie!

Gemeinsamer Warnstreik

Selbst sog. Tarifexpert:innen aus dem bürgerlichen Lager schreiben, dass dies eine neue Situation
darstelle – und hetzen gegen angebliche „Erpressung“. Am Montag, den 27. März organisierten EVG
(Verkehrsgewerkschaft im DGB) und ver.di einen gemeinsamen Warnstreik im gesamten
öffentlichen Verkehr. In 7 Bundesländern wurde der kommunale Nahverkehr aufgerufen (in anderen
blieb dies aus, da die Tarifverträge für den Nahverkehr in den Bundesländern unterschiedlich sind).
Damit wäre der öffentliche Verkehr in mehreren Bundesländern lahmgelegt. In mehreren Städten,
u. a. auch in München, gab es Solidaritätsaktionen zwischen den streikenden Post- und ver.di-
Kolleg:innen. Die EVG rief die Beschäftigten zu einem eintägigen, zeitgleichen Warnstreik auf, was
die Bahn AG dazu brachte, den Fernverkehr gleich einzustellen.

Und natürlich rennen die Unternehmer:innenverbände Amok dagegen. Die CDU-
Mittelstandsvereinigung – also der „christliche“ Unternehmer:innenzusammenschluss – forderte
bereits aufgrund der zweitägigen Warnstreiks an mehreren Flughäfen im Februar eine
Einschränkung des Streikrechts. „Das Streikrecht dürfe nicht missbraucht werden, um im ‚frühen
Stadium von Tarifverhandlungen unverhältnismäßig Druck auszuüben und durch die Einbeziehung
kritischer Infrastrukturen schweren Schaden auszurichten‘, heißt es in einem Papier der
Mittelstandsunion.“ (nd-aktuell, 20.2.23).

Während ver.di und EVG in den Warnstreik treten, geht unsere Zeitung in Druck. Eine Bilanz
können wir an dieser Stelle daher noch nicht ziehen, aber eine solche werden wir auf unserer
Homepage veröffentlichen. Eines wird aber schon jetzt deutlich: Der gemeinsame Warnstreik ist
nicht nur ein längst überfälliger Schritt in die richtige Richtung. Er verdeutlicht auch, dass alle
Gewerkschafter:innen vor einer entscheidenden Frage stehen.

Entweder antworten wir auf massive Einkommensverluste mit einem gemeinsamen,
branchenübergreifenden Abwehrkampf. Dann müssen die Warnstreiks als Auftakt für
Urabstimmungen und befristete Erzwingungsstreiks für alle unsere Forderungen genutzt werden;
dann müssen wir sie als Auftakt für eine über Lohnfragen hinausgehende politische Konfrontation
mit Kabinett und Kapital führen, die auch den Kampf um Neueinstellungen von Hunderttausenden,
für die Rekommunalisierung privatisierter Unternehmen und für Arbeitszeitverkürzung bei vollem
Lohn- und Personalausgleich umfassen muss.

Oder die gemeinsamen Warnstreiks bleiben nur ein einmaliges Signal, eine Drohgebärde an die sog.
Arbeitgeber:innen, doch zum üblichen – und üblen! – Tarifrundenritual zurückzukehren. Dann
werden Abschlüsse wie bei Metall, Chemie und Post folgen, die deutlich unter der Inflationsrate
bleiben und uns mit zweijährigen Laufzeiten an die sog. Friedenspflicht fesseln.

Das steht an. Wir müssen jetzt die Chance ergreifen, alles zu tun, damit die volle Kampfkraft der
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Gewerkschaften entfaltet wird und die Tarifkommission und die Vorstände keine faulen
Kompromisse am Verhandlungstisch aushandeln und uns nicht, wie jüngst bei der Post,
ausverkaufen können.

Neue Lage

In einer Hinsicht haben die Kapitalist:innen nämlich recht. Wir befinden uns in einer neuen
Situation: Die galoppierende Inflation, die zwar derzeit ein wenig abgeflacht ist, treibt viele
Kolleg:innen aus dem öffentlichen Dienst, bei den Flughäfen, der Bahn, im öffentlichen Nahverkehr
und vor allem auch bei der Post dazu, mit mehr Nachdruck für eine Lohnerhöhung, die auch
tatsächlich die Inflation ausgleicht, zu kämpfen. Diese dringende Notwendigkeit nach einem realen
Inflationsausgleich tendiert dazu, sich über die Branchen hinweg zu vereinen. Wir haben eine
Inflation, die viele Kolleg:innen – nicht nur in den Niedriglohnsektoren – in Existenznöte bringt!

Diese Dringlichkeit eines existenzsichernden Einkommens und sicherlich auch die eindrucksvollen
Massenstreiks und -demonstrationen in Frankreich gegen die Rentenreform von Macron und die
vielen Streiks in Britannien gegen Personalnotstand und Unterfinanzierung der
Gesundheitsversorgung tun ihr Übriges dazu, dass der Wille auch hier steigt, die aufgestellten
hohen Forderungen durchzusetzen. Selbst der Apparat muss dem Rechnung tragen. Seit
Jahrzehnten gab es keine so hohen Forderungen mehr: 15 % bei der Post, 10,5 %, mindestens aber
500 Euro im öffentlichen Dienst und 650 mehr bei der Bahn.

Landauf, landab wurden gemeinsame Warnstreiks des gesamten öffentlichen Dienstes – angefangen
bei der Stadtverwaltung, über die Müllentsorgung, Arbeitsagenturen bis zu Kitas und
Krankenhäusern – vor den vorerst letzten Verhandlungen am 27. bis 29. März inszeniert! Und die
Beteiligung an den Arbeitskämpfen ist gut, besser als von manchem/r
Gewerkschaftsverantwortlichen erwartet: So haben in München insgesamt über 6.000 Kolleg:innen
aus dem gesamten öffentlichen Dienst am 21.3. bei einer Kundgebung ihrem Unmut gegen die
öffentlichen Arbeit„geber“:innen von Bund und Kommunen Luft verschafft, in Köln waren es um die
12.000, in Gelsenkirchen um die 20.000 Beschäftigte, in Nürnberg 8.500 am 22. März!

In München z. B. – sicherlich auch in anderen Bezirken – wurde zum ersten Mal eine
überbetriebliche und branchenübergreifende Arbeitskampfleitung gegründet, in der
gewerkschaftliche Aktivist:innen und Gewerkschaftssekretär:innen aus dem öffentlichen Dienst, der
Post, des öffentlichen Nahverkehrs gemeinsame Aktionen und Warnstreiks besprechen und
vorbereiten.

Schulterschluss mit anderen Bewegungen und Kampfbereitschaft

Was noch zusätzlich als neues Element in dieser Tarifbewegung dazukommt ist der
„Schulterschluss“ mit fortschrittlichen Bewegungen.

Im Bereich Nahverkehr – der großteils erst 2024 in Verhandlungen einsteigt – gibt es aus früheren
Tarifrunden noch zahlreiche Verbindungen zur Klimabewegung. Am 3. März 2023 – dem weltweiten
Klimastreiktag – kam es in vielen Städten zu gemeinsamen Aktionen und Kundgebungen, verbunden
mit mehrtägigen Warnstreiks der Beschäftigten im öffentlichen Nahverkehr, von Gruppen der
Klimabewegung wie FFF und streikenden Kolleg:innen.

Hier gibt es auch ein ganz klares gemeinsames Interesse: Ausbau des öffentlichen Nah- statt
Individualverkehrs und Aufbau des entsprechenden Personals – eine der Forderungen der dort
tätigen Beschäftigten. Dies durchzusetzen, geht nur gemeinsam mit Aktivist:innen aus der
Klimabewegung und Kolleg:innen anderer Bereiche. Ein sinnvolles „Nebenprodukt“ dabei ist auch,



dass diese gemeinsamen Aktionen von Klimabewegung und streikenden Kolleg:innen den Weg
aufzeigen, wie die Klimabewegung aus ihrer Krise herauskommt und eine wichtige Verbindung mit
der Arbeiter:innenbewegung eingeht!

Auch am 8. März, dem  Internationalen Frauenkampftag, kam es in vielen Städten zu gemeinsamen
Kundgebungen und Demonstrationen von Frauenbewegung und streikenden Kolleg:innen aus dem
Sozial- und Erziehungsdienst. Ein Manko dabei war, dass sich der ver.di-Bundesvorstand nicht dazu
entscheiden konnte, alle Bereiche – nicht einmal jene, in denen vor allem überwiegend weiblich
Beschäftigte arbeiten, also der ganze Bildungs- und Gesundheitsbereich –  zu Warnstreiks
aufzurufen.

Aufgrund der großen Mobilisierungen – mehrere Hunderttausend Kolleg:innen waren und befinden
sich in Warnstreiks – und der Notwendigkeit, einen Inflationsausgleich in diesen Tarifrunden
durchzusetzen, sind über 45.000 neue Kolleg:innen in ver.di eingetreten.

Warnung Post

Bei der Post hat der Kampfeswillen dazu geführt, dass fast 86 Prozent der gewerkschaftlich
organisierten Kolleg:innen für einen unbefristeten Streik gestimmt hatten. Dazu hat sicherlich auch
die Ignoranz der Konzernführung beigetragen, die Forderung nach 15 % mehr Lohn als unrealistisch
zu bezeichnen, obwohl sie gleich zwei Jahre hintereinander ihre höchsten Gewinne eingestrichen hat
bei gleichzeitiger Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und Löhne für die Kolleg:innen.
Interessanterweise lief die Urabstimmung bei der Post über unbefristete Streiks bis zum 8. März,
dem Internationalen Frauenkampftag. Trotz dieser großen Zustimmung ging die Tarifkommission in
Verhandlungen und vereinbarte ein unterirdisches Ergebnis – das nichts anderes als einen
Reallohnverlust bedeutet (siehe dazu den Artikel in diese Ausgabe).

Worüber nun die Kolleg:innen zwar wieder in einer Urabstimmung bis zum 30. März abstimmen
müssen, es aber nur ein Quorum von 25 % braucht, um angenommen zu werden. Ein absolut
undemokratisches Vorgehen von Seiten der Verhandlungsführung, aber auch kein, Wunder sitzen
doch viele ver.di Verantwortliche wie die Verhandlungsführerin Andrea Kocsis im Aufsichtsrat und
streichen dort Gelder ein, auch wenn sie einen bestimmten Teil an ver.di abgeben müssen. Laut
Satzung sind sie doch schon aufgrund dieser materiellen Besserstellung weit von den Interessen der
Kolleg:innen entfernt und verstehen sich als Vermittler:innen zwischen den Kapitalinteressen und
denen der Kolleg:innen, anstatt sich für diese ohne Wenn und Aber einzusetzen!

Darüber hinaus ist der Bund immer noch größter Anteilseigner der Post AG. Über die bundeseigene
Kreditanstalt für Wiederaufbau hält die Bundesregierung über 20 Prozent der Aktienanteile und dies
garantiert ihm eine jährliche Dividendenauszahlung. Dieses Jahr erhält der Bund fast eine halbe
Milliarde Euro, auf die die ver.di-Führung nicht verzichten will. Dafür opfert sie dann gerne einen
konsequenten Kampf für die Durchsetzung der Forderungen! Gleichzeitig fürchtet sie natürlich in
einer solchen Situation eine unkontrollierbare Mobilisierung der Kolleg:innen, die über ihren eigene
Branche hinausgehen könnte und Beispielfunktion für die Beschäftigten in den anderen Bereichen,
die sich gerade im Tarifkampf befinden, ausüben könnte. Damit würde sie ihre Rolle als Garantin für
eine geregelte Tarifauseinandersetzung in Frage stellen und wäre für die Kapitalseite unbrauchbar!

Kein Vertrauen in den Bürokratie!

Auch wenn derzeit – kurz (zur Zeit des Redaktionsschlusses) vor den vorerst letzten Verhandlungen
im öffentlichen Dienst – überall beeindruckende und gemeinsame Streiks stattfinden mit guter
Beteiligung der aufgerufenen Bereiche, heißt das aufgrund dieser Erfahrungen nicht, dass die
Verhandlungsführung rund um den ver.di-Vorsitzenden Werneke und die stellvertretende ver.di-



Vorsitzende Behle (zuständig im Bundesvorstand für den öffentlichen Dienst) auch tatsächlich einen
besseren Abschluss als der bei der Post aushandelt!

In der Regel ist es immer so, dass, wenn kurz vor den entscheidenden Verhandlungen in einem
anderen Bereich von ver.di ein Ergebnis zustande kommt, dieses die Grundlage für den nächsten
Tarifbereich darstellt. Von daher ist zu befürchten, dass es zu einem schlechten Abschluss kommen
könnte. Aber bisher scheinen die öffentlichen Arbeit„geber“:innen nicht gewillt, ver.di
entgegenzukommen, es sei denn das Kalkül der ver.di-Führung geht auf und der gemeinsame
Warnstreiktag von ver.di und EVG entwickelt soviel Druck, dass sie doch noch nachgibt, bevor es zu
unvorhersehbaren Mobilisierungen kommt. Gleichzeitig ist und bleibt der Druck und damit auch die
Erwartungshaltung der Gewerkschaftsmitglieder hoch, so dass durchaus zu erwarten ist, dass es zu
einem Scheitern der bisher letzten Verhandlungen kommen könnte.

Doch bevor es im öffentlichen Dienst zu einer Urabstimmung über unbefristete Streiks kommen
wird, die aller Wahrscheinlichkeit nach derzeit auch so eindeutig wie bei der Post ausgehen würde,
wird es zu einem Schlichtungsverfahren kommen. Dieses hat ver.di trotz mehrerer Beschlüsse aus
Gremien nicht gekündigt, solange noch Zeit war. Mit Sicherheit werden die Arbeit„geber“:innen
dieses einleiten wollen. Damit ist auch ver.di gezwungen, sich daran zu beteiligen. Hier wird unter
einem/r Vorsitzenden – meistens ein/e erfahrene/r Politiker:in – unter Einhaltung der Friedenspflicht
weiterverhandelt. Auch hier ist die Gefahr groß, dass sich die Beteiligten auf einen faulen
Kompromiss einigen. Darüber hinaus übt dieses Schlichtungsverfahren auch die Funktion aus, die
Dynamik aus den Streiks rauszunehmen. Je länger die Schlichtung dauert, desto
umwahrscheinlicher wird ein unbefristeter Streik!

Wir dürfen darüber hinaus nicht zulassen, dass die Gegenseite über den Weg des
Schlichtungsverfahrens den Streik aushebeln kann. Deswegen haben auch Versammlungen in
mehreren Städten wie Berlin und Leipzig mit großer Mehrheit, teilweise sogar einstimmig,
beschlossen, dass es keinen Alleingang der Tarifkommissionen und Vorstände bei der Festlegung
der Kampftaktik geben darf, sondern dass diese von der Basis kontrolliert und bestimmt werden
muss (siehe: https://vernetzung.org/resolutionen-zur-tarifrunde-des-oeffentlichen-diensts).

Kampfesführung

Ver.di und EVG haben sich zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses dieser Zeitung dazu entschieden,
am Montag, den 27. März, dem ersten Tag der vorerst letzten Verhandlungen im öffentlichen Dienst,
einen bundesweiten gemeinsamen Warnstreik zu organisieren. Aufgerufen sind neben der Bahn der
gesamte Verkehr des öffentlichen Dienstes – von Flughäfen, über kommunale ÖPNV-Betriebe in
sieben Bundesländern, Teile der kommunalen Häfen, Autobahngesellschaften bis hin zur Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung. Ein Megastreik – wie ver.di diesen Warnstreiktag bezeichnet!

Ja, ein veritabler Massenstreik, aus dem sich die politische Kraft entwickeln könnte, die die
Forderungen gegen die derzeitige Front der öffentlichen Dienstherr:innen und Konzernleitungen für
Millionen Kolleg:innen durchsetzen könnte. Mehr noch, die Kraft, die wir brauchen, um den Kampf
gegen die Abwälzung der Krisenlasten auf unseren Rücken, gegen Klimakatastrophe und Aufrüstung
– diese kapitalistische Weltordnung hat uns nur Chaos, Krieg und Verwüstung zu bieten –
aufnehmen zu können!

Diese Entscheidung widerspiegelt ganz offensichtlich, dass sowohl ver.di als auch EVG unter einem
doppeltem Druck stehen: einerseits von den vielen Hunderttausenden Kolleg:innen, die sich derzeit
in Tarifkämpfen mobilisieren und von Seiten der Arbeit„geber“:innen, die gerne ungeschoren aus
diesen Tarifrunden herausgehen wollen. Letzteres kann dazu führen, dass der Apparat weiter zu
gehen gezwungen ist, als er will.
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Wie der Kampf weitergeht, hängt aber entscheidend davon ab, wie viel Druck die Kolleg:innen an
der Basis entwickeln können und vor allem, ob sie in der Lage und auch bereit sind, einen Schritt
weiter zu gehen und zu beginnen, Instrumente und Strukturen aufzubauen, mit Hilfe derer sie in der
Lage sind, den Gewerkschaftsführungen ihren Willen aufzuzwingen! Anstatt am Schluss der
Tarifrunde enttäuscht wieder zurück zur Arbeit zu gehen, auf die Gewerkschaftsspitze zu schimpfen
und die Gewerkschaftsbücher hinzuwerfen!

Das A und O dafür, dass dieser gemeinsame Kampf nicht eine Eintagsfliege bleibt, um Druck auf die
Unternehmen auszuüben, und die Kämpfe erfolgreich geführt, also alle Forderungen erfüllt werden
können, liegt darin, dass die Kolleg:innen sich dafür einsetzen, auf breiten Streikversammlungen
über den Verhandlungsstand informiert zu werden, diskutieren und entscheiden zu können, wie ihr
Kampf weitergeführt wird. Diese Entscheidungen müssen sowohl für die Tarifkommission als auch
den Bundesvorstand, der letztlich über die Streiks entscheidet, bindend sein!

Um diese Diskussionen organisiert führen zu können, sind gewählte Streikkomitees notwendig, die
gegenüber den streikenden Kolleg:innen rechenschaftspflichtig und von ihren Vollversammlungen
jederzeit abwählbar sind. D. h., diese müssen sich dafür einsetzen, dass sie selbst die Kontrolle
darüber erringen. Erste Elemente dieser elementaren Arbeiter:innendemokratie haben sich in den
beiden Krankenhausbewegungen von Berlin und NRW herauskristallisiert. Letzten Endes ist das nur
möglich, wenn sich eine politische Kraft in ver.di und allen DGB-Gewerkschaften herausbildet, die
bewusst den Kurs der Anpassung aller Gewerkschaftsführungen an Kapitalinteressen und
angebliche Sachzwänge in einer antibürokratischen Basisbewegung bekämpft. Einen Ansatz dafür
stellen heute die Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften und ihre lokalen Strukturen dar.

Einzelne Streiktage reichen nicht! Schluss mit der Zersplitterung! Gemeinsame
Aktionen mit der Bahn und allen anderen Kämpfen! Aufbau von
Unterstützungskomitees, um die Öffentlichkeit zu informieren!

Wir brauchen einen Erzwingungsstreik! Vorbereitung und Einleitung der
Urabstimmung anstatt monatelanger Verhandlungsrituale oder gar Schlichtung!

Für gläserne Tarifverhandlungen! Nein zu allen Gesprächen hinter verschlossenen
Türen! Verhandlungen sollen öffentlich über das Internet übertragen werden! Keine
Abschlüsse ohne vorherige Abstimmung unter den Mitgliedern! Rechenschaftspflicht
und Wahl der Tarifkommission durch die Basis!

Regelmäßige Streikversammlungen in allen Betrieben und Abteilungen! Wahl und
Abwählbarkeit der Streikleitungen durch die Mitglieder!


